
500  -

I es t u
33/pl ß n n r r n q  1. Austauschblatt I J ̂  0 3

W S  JUS 001 - 23

.■ Die über die strafrechtlich relevanten Handlungen dos Zeusen vor­
handene n und bewiesenen Erkenntnisse ermöglichen mit er Zugrunde­
legung des Biff er oneieriuicspi'inzips des sosiaiir, tischen Straf roch 
die Entscheidung; daß gasen den Zeugen kein Ermittlungsverfahren, 
einseieitet wird. Diese Entscheidung ist endgültig, sofern sich 
nicht zu einem späteren Zeitpunkt neue- Tatsachen ergeben; sie ist 
in den Ermittliuigsakten aussuweisen. ln diesen Fällen ist die 
Entschcidüng möglich, die Person als Zeuge zu vernehmen. Dem 
Zeugen ist mit zu teilen, daß auf Grund der dein Unt er suchungs organ 
bekannten, für den Zeugen belastenden Fakten entschieden worden 
ist, kein Ermittlungsverfehren gegen iJm einzuleiten. Uirü dem 
Zeugen mitgcteilt, welche Umstände durch die Entscheidung erfaßt 
werden, kann argumentiert werden, daß der Zeuge sich durch dies­
bezügliche Aussagen nicht mehr der Gefahr strafrechtlicher Ver-

,*■ v>-folgt aas aussetzen kann. Diese Mitteilungen' siiki in dem Zeugenvcr- 
nehnauags Protokoll auf Zunahmen. V für dies e Yen? ehr aus

weise ist. daß der Sachverhalt eindd^igjA^cklär t ist und eine' ysolche Entscheidung zuläßt und daß ̂ .e Beurteilung der Persön­
lichkeit des Zeugen erwart arl läßt, daß wahrkej tsgcnäßo und voll-

- /* >i!'s tändige Aussagen er re icHu; gv/ofaen eöimcn.
\  '  "

2. Es lassen sich vor dgr ” Zcugenvernelimur.g ohne die Aussagen der als
Zeugen vorgesehenen Person keine eindeutigen Festsieliungcn überV..die mögliche Beteiligung einer Person an der Straftat des Beschul 
digten bzw. über den tatsächlichen Umfang seiner Mitwirkung tref­
fen. In diesen Fällen verbietet sich in der Regel die Zeugenver­
nehmung , sondern es ist eine Befragung als Verdächtiger gemäß 
§ 95 (2) StPO entsprechend den im Abschnitt 3* 1.3» darge c teilt en 
Grundsätzen und Verfahrensveis en vorzun chm on, Unter Einbeziehung 
der Ergebnisse der Vcrdächtigcnbefragung ist auf der Grundlage 
sämtlicher getroffener Feststellungen zu entscheiden, ob gegen 
den Verdächtigen ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werden, muß. 
Wird kein Ermittlungsverf ähren cingeleitct, .kann der ehemals 
Verdächtige sofort im Anschluß an die Verdächtigcnbefraguaig 
oder zu einem späteren Zeitpunkt unter den gleichen Bedingungen 
wie unter 1. dargesteilt als Zeuge vernommen werden.
Es ist wegen der in Abschnitt j, 1.3. erläuterten Ver vrertungs-
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